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1949 


Dnicksaelie Nr. 660 


Intei’pellation 

der Fraktion der SPD 


hetr.: Zusatzprolokoll zum deutsch -französisclieii 
Wirtscliaftsahkoniiiien. 


Gelegentlich ries Abschlusses des deutsdi-fraiizösischt^n Wirtschafts- 
abkommens vom 10. Februar 1950 ist auch ein /iisatzprotokoll 

zum Zahlungsabkommen unteriEeidinet worden. 

In diesem wird vorgesehen, daß 

1. „Verhandlungen über ein Abkommen über die Beziehungen in 
der sozialen Sicherheit zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Saargebiet*' stattfinden sollen, und zwar laut Anlage 1 a 
des Zusatzprotokolls zum Zahlungsabkommen ..schon im Monat 
März oder April”; 

2. über den Arbeitseinsatz von Grenzgängern ..je ein Abkommen 
sowohl zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Fran- 
zösischen Regierung als audi zwischen der Bundesrepublik 
Deutsdiland und dem Saargebiet” geschlossen werden soll. 

Die Bundesregierung wird ersucht, dem Bundestag möglichst um- 
gehend auf folgende Fragen Auskunft zu geben: 

a) Ist der Bundesregierung vor Unterzeichnung des Wirtschaftsab- 
kommens bekannt gewesen, daß in diesem besondere Abkom- 
men zwischen der Bundesrepublik Deiitvscbland und dein soge- 
nannten Saargebiet vorgesehen waren? 

b) Hat die* Bundesregierung dem deutschen Delegationsleiter eine 
ausdrückliche Ermächtigung gegeben, dieses Zusatzabkommen 
mit seinen Bestimmungen über besondere Abkommen mit dem 
sogenannten Saargebiet zu unterzeichnen '^ 

c.) Käme dem Abschluß solcher Abkommen, wenn sie erfolgen, 
wie sie in dem Zusatzabkommen vorgesehen sind, eine besondere 
Bedeutung in Hinsicht auf den völkerrechtlichen Status des so- 
genannten Saargebiets zu? 


Bonn, den 3. März 1950 


Olletihaiier und Frakiion 


Drude Budidrucfcerei R. Madel. Bonn. ArKelanderatraBe 81 
Allemvertrieb Ür. Hana Heger, Andemadi. Breiteatiaße 8(1 
und Wieabad«‘u. NietaHdieatral^e 1 



